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Heraus zum 1.Mai: 
Unsere Solidarität gegen Kriegsgefahr und Armut

Wir rufen auf zur Teilnahme an den
1.Mai-Demonstration der Gewerk-
schaften. Nach der letzten Bundes-
tagswahl und der Bildung der Großen
Koalition gab es Hoffnungen, dass es
nun den Menschen besser gehen
würde. Doch schon jetzt ist zu sehen,
dass die Maßnahmen der GroKo nur
kleine Korrekturen sind: Der Mindest-
lohn ist zu niedrig und gilt nicht für
alle, die Rente mit 63 ist eine Mogel-
packung, die Schere zwischen Arm
und Reich wird weiter auseinander-
gehen, der Jugend wird mit schlechter
Bildung und ohne Ausbildung die
Zukunft vorenthalten. Im Namen der
Haushaltskonsolidierung wird die
Schul-denbremse weiter angewendet.
In dessen Folge wird die öffentliche
Daseinsvorsorge weiter eingeschränkt
werden, staatliche Aufgaben stehen
weiterhin zur Privatisierung an, eine
Agenda 2020 wird aufgerufen, mit
ähnlichen Folgen wie die Agenda
2010, in deren Umsetzung die Hartz
IV-Gesetze eingeführt  und die
Unternehmensbesteuerung gesenkt
wurde.

Dagegen fordern wir: Statt einer
Agenda 2020-Politik eine gleichbe-
rechtigte Teilhabe aller Menschen am
gesellschaftlichen Leben und eine
Perspektive für die Jugend. Die Hoff-
nungen auf die Vereinigung Europas
waren bei vielen Menschen groß. Sie
verbanden nach dem zweiten Welt-
krieg mit Europa ihre Hoffnung auf
andauernden Frieden, auf eine wirt-
schaftliche Entwicklung, die ihnen
Wohlstand und Sicherheit bieten
sollte. Die Realität sieht jedoch an-
ders aus: Europaweit ist heute die

Situation gekennzeichnet durch Mas-
senarbeitslosigkeit, zunehmendes
Elend und Angst vor der Zukunft. Zur
Realität gehört auch, dass die Euro-
päische Union zur Durchsetzung der
Interessen der größten Konzerne und
Banken in Europa gegründet wurde.
In der EU bestimmen sie heute über
das Schicksal von 490 Millionen Men-
schen. Im Verlauf der Krise häuften
immer mehr Staaten der EU riesige
Schulden an und standen vor dem
Zusammenbruch. Die Konjunkturpro-
gramme und die Rettung der soge-
nannten systemrelevanten Banken
führten auch in Deutschland zu einer
Staatsverschuldung, die vor allem auf
die lohnabhängige Bevölkerung, die
Erwerbslosen, die Mehrheit der Rent-
nerinnen und Rentner und die kleinen
Selbstständigen, die Klein- und Mittel-
betriebe abgewälzt wurde. Vor allem
aber wuchs die Verschuldung der
süd- und südwesteuropäischen Staa-
ten. Für die Kredite und Gelder, die
sie über die EU und die Europäische
Zentralbank erhielten, wurden sie zur
Einschränkung ihrer nationalen Sou-
veränität gezwungen. Ihnen wurde -
insbesondere auf deutschen Druck
und in deutschem Interesse - ein rigi-
der Spar- und damit Verarmungskurs
aufgezwungen, der mit Hilfe der Kom-
plizenschaft der dortigen Bourgeoi-
sien durchgesetzt wurde.

Dagegen fordern wir: Statt Schulden-
bremsen muss jetzt ein Schulden-
schnitt her: Nicht die Arbeiterklasse,
sondern das Kapital muss zahlen. Die
geheim gehaltenen Verhandlungen
über ein Abkommen mit dem Namen
Trade and Investment Partnership

(TTIP) der miteinander konkurrieren-
den imperialistischen Blöcke USA und
EU machen deren Entschlossenheit
deutlich, ohne Rücksicht auf die Be-
dürfnisse der Arbeiterklasse die eige-
nen Interessen durchzusetzen. Von
der Arbeiterbewegung bereits er-
kämpfte soziale, ökologische und poli-
tische Standards - zum Beispiel im
Bereich der Gesundheit,  Bildung,
Ausbildung und Arbeit - sollen zerstört
und dem Profit geopfert werden. Die-
ses Projekt stellt eine große Gefahr
für alle Werktätigen diesseits und jen-
seits des Atlantiks dar.

Dagegen fordern wir: Statt weiterer
Gespräche: Sofortiger Stopp der Ver-
handlungen. Die Krise hat den Wett-
lauf noch verschärft. Und schon lange
reicht ökonomischer Druck allein nicht
mehr aus, um jene Staaten gefügig zu
machen, die ihren nationalen Reich-
tum, ihre Industrie und ihre Rohstoffe
nicht den großen Konzernen zur Aus-
plünderung überlassen wollen. Dabei
schreckt die EU selbst gegen im Prin-
zip beitrittswillige Staaten wie der
Ukraine nicht vor massiver innenpoliti-
scher Einmischung zurück, sobald
diese die Bedingungen für den Beitritt
gemäß Diktat aus Brüssel nicht wider-
spruchslos akzeptieren. Im Fall der
Ukraine hat das sogar die politische
und logistische Ausrüstung von fa-
schistischen Kräften und Terroristen
eingeschlossen, mit dem Ergebnis,
dass diese nun neben den Vertretern
der mächtigsten ukrainischen Oligar-
chen an der Regierung sind. Die Si-
tuation auf der Krim wird dazu ge-
nutzt, den Weltmarktkonkurrenten
Russland in Schach zu halten - bis
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hin zum militärischen Säbelrasseln,
wenn die Menschen auch in anderen
Teilen der Ukraine sich nicht mehr
durch ihre Regierung vertreten fühlen.

Dagegen fordern wir: Statt militäri-
scher Drohungen: Stoppen wir die
Kriegstreiber. Eine Welt ohne Kapita-
lismus, das ist der Sozialismus, eine
Gesellschaft, in der die Macht der
Konzerne und Banken ersetzt wird
durch die politische Macht der Arbei-

terklasse und anderer werktätiger
Schichten der Bevölkerung. Eine Ge-
sellschaft, die die Vergesellschaftung
der wichtigsten Produktionsmittel, von
Grund und Boden herbeiführen wird.
Erst dadurch wird die Möglichkeit ge-
schaffen werden, der Krisenhaftigkeit
der kapitalistischen Gesellschaft zu
entgehen.

Deshalb sagen wir: Heraus zum 1.
Mai! Das ist notwendig, um zukünfti-

gen Sozialabbau abzuwehren und für
unsere Interessen zu kämpfen. Heraus
zum 1. Mai! Das ist notwendig, um
über die Ursachen dieser Zustände zu
diskutieren. Wir, die Mitglieder der
Deutschen Kommunistischen Partei,
sagen: Wer von der Krise spricht, darf
vom Kapitalismus nicht schweigen.
Auch dafür demonstrieren wir am 1.
Mai!

DKP Parteivorstand

Widerstand gegen transatlantisches Freihandelsabkommen - TTIP

Zur Zeit verhandelt die Europäische
Union mit den USA über ein trans-
atlantisches Freihandelsabkommen,
kurz TTIP. Es soll Handelsbeschrän-
kungen abbauen und für einem ver-
mehrten Güteraustausch und Inve-
stitionen zwischen den USA und der
EU sorgen. 

Die Befürworter erwarten ein großes
Wachstum und angeblich Tausende
von neuen Arbeitsplätzen. Auch sollen
sogenannte Handelshemmnisse über-
wunden werden als da sind: Arbeit-
nehmerrechte, Sozial- Umwelt- und
Produktionsstandards, Verbraucher-
schutz usw. Alles hat sich dem
uneingeschränkten Warenaustausch,
der totalen Profitmacherei unterzuord-
nen. Entgangene Profite durch die ge-
nannten Standards können dann von
den beteiligten Konzernen über ein

sogenanntes Schiedsgericht einge-
klagt werden. Dieses Schiedsgericht
besteht nicht aus Richtern sondern
aus Anwälten, die von den Konzernen
selbst bestellt werden und deren
„Rechtssprüche“ ohne Möglichkeit der
Revision bindend sind. Entsteht z.B.
durch Kennzeichnung von Lebensmit-
teln ein Verkaufshindernis weil der
Verbraucher sich weigert, gentech-
nisch veränderte Nahrungsmittel zu
kaufen, entsteht ein Handelshemmnis
und der entgangene Profit kann einge-
klagt werden.

Die Verhandlungen über TTIP finden
im Geheimen statt. An ihr sind nur ho-
he Vertreter beider Administrationen
und Abgesandte der Wirtschaft be-
teiligt. Sie sind somit absolut undemo-
kratisch und völlig untransparent. Wir
können uns allerding an dem Freihan-

delsabkommen zwischen Kanada, den
USA und Mexico orientieren, da sind
solche Verfahren an der Tagesord-
nung. Sie haben u.a. dazu geführt,
dass Mais aus Mexico nicht mehr kon-
kurrenzfähig ist.

Die DKP lehnt das transatlantische
Freihandelsabkommen konsequent
und entschieden ab. Um es zu verhin-
dern wird allerdings mehr gebraucht
als nur einige wenige Proteste. Es
muss ein Proteststurm entstehen, der
die Regierungen zwingt, nein zu TTIP
zu sagen. Wir sind solidarisch mit al-
len Organisationen wie Attac, die den
Protest organisieren. Wir Kommuni-
stinnen und Kommunisten organisie-
ren in- und außerhalb der Netzwerke
den Widerstand gegen diese neue
Zumutung des Kapitals.

Volker Blaschke

Die Initiativgruppe für die Rehabilitie-
rung der Opfer des Kalten Krieges
(IROKK), hat dem neuen Bundestag
eine Erklärung und Petition „KPD-Ver-
botsurteil von 1956 aufheben“ vorge-
legt. Der 18. Deutsche Bundestag wird
aufgefordert, Schritte einzuleiten, um
das KPD-Verbotsurteil aufzuheben,
weil es als Begründung für ungerecht-
fertigte politische Verfolgungen und
Diskriminierungen diente und bis heu-
te nachwirkt.

Die 3000 Unterzeichner der Petition,
darunter Prof. Erich Buchholz, Berlin;
Sevim Dagdelen MdB „Die Linke“,
Duisburg; Prof. Heinrich Fink, Bundes-
vorsitzender der Vereinigung der Ver-
folgten des Naziregimes/Bund der An-
tifaschisten; Prof. Georg Fülberth,
Marburg; Dr. Hans Modrow, Minister
präsident a.D., Berlin; Prof. Nina Ha-
ger, stellv. DKP-Vorsitzende, Berlin
und Ulrich Sander, Bundessprecher
der VVN-BdA, Dortmund, erinnern dar-

an, dass eine Demokratie und die Ille-
galisierung von Kommunistinnen und
Kommunisten nicht zusammenpassen.

In keinem anderen Land Europas wäre
ein Verbot der Kommunistischen Par-

tei überhaupt denkbar gewesen, nur in
der Bundesrepublik Deutschland
konnte der Antikommunismus auch
nach 1945 Staatsdoktrin werden und
nur auf dieser Grundlage konnten

Bundeskanzler Konrad Adenauer und
sein Staatssekretär Hans Globke die
Partei verbieten lassen, die unverges-
sene Beiträge im Kampf gegen den
Faschismus leistete. Ein Vorwand für
das Verbot war die große Beteiligung
der KPD am Ringen gegen die Wie-
derbewaffnung Deutschlands. Das
Verbotsurteil führte dazu, dass Tau-
sende Kommunistinnen und Kommu-
nisten, die für ihren Widerstand gegen
das Naziregime Jahre in Zuchthäusern
und KZs des Regimes ausgesetzt wa-
ren und oft nur knapp überlebt hatten,
von Entschädigung ausgeschlossen
und erneut kriminalisiert wurden. Tau-
sende wurden juristisch verfolgt, z.T.
für Jahre erneut eingekerkert. Das
„Wirtschaftswunder“ ging an ihnen und
ihren Familien vorbei. Mehr als vierzig
Jahre nach dem Ende des Kalten Krie-
ges und fast ein viertel Jahrhundert
nach dem Ende der DDR ist es höch-
ste Zeit, „das unsägliche Urteil aus
dem Jähr 1956 aufzuheben“.

Aus einer Erklärung des Sprecherkrei-
ses der IROKK von Januar 2014

Petition zum KPD-Verbotsurteil
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Zwischen dem ehemaligen Konzen-
trationslager Ladelund und Bram-
stedtlund, abgelegen in Nordfries-
land steht auf dem Gelände der
Bundeswehr ein Antennenwald.
Hier ist der Krieg unblutig, sauber
und ordentlich. Hier wird nicht im
Krieg gestorben, sondern „aufge-
klärt“.

Seit dem Krieg der NATO gegen Jugo-
slawien gibt es innerhalb der NATO
eine bewährte Arbeitsteilung: Die Bun-
deswehr übernimmt die Aufklärung
und sucht die Ziele aus und die US-
Army und andere NATO-Armeen wer-
fen die Bomben, auf diese Ziele.

Die Bundeswehr und die militärbefür-
wortenden Politiker können sich an
allen Kriegen beteiligen, ohne daß die
Soldaten im Krieg umkommen oder
sichtbar an den Kriegsverbrechen be-
teiligt sind. Auch die Bevölkerung, die
Kriegseinsätze mit deutlicher Mehrheit
ablehnt, kann mit dieser Art von
Kriegseinsätzen leichter an Krieg ge-
wöhnt werden und belogen werden,
wenn die Krieg befürwortenden Politi-
ker behaupten, dass es keine Beteili-
gung deutscher Soldaten an aktiven
Kriegseinsätzen gibt. Denn blutige
Leichen, wie beim Massaker von Kun-
dus, das der damalige Oberst und
jetzige General der Bundeswehr Klein
veranlaßt hatte, kommen in der Öffent-
lichkeit nicht gut an. 

Die Bundeswehr hat mit der Aufklä-
rung eine Spezialkompetenz erreicht,
die innerhalb der NATO unverzichtbar
scheint. Damit kann sie einen wichti-
gen, eigenständigen Beitrag zu den
Kriegsverbrechen der NATO leisten.

Die elektronische Kampfführung ist
„sauber“, die Opfer bleiben unsichtbar
oder werden damit nicht in Zusam-
menhang gebracht. „Unser Gefechts-
feld ist das elektromagnetische Spek-
trum, und das ist bekanntlich unsicht-
bar und überall“, wird ein EloKa-Soldat
im Bundeswehrmagazin Y zitiert.

Die EloKa  ist eine Truppengattung der
Bundeswehr, die für die elektronische
Kampfführung (EloKa) zuständig ist.
Sie ist Teil der Streitkräftebasis. Sie
hat folgende Aufgaben:

Aufklären (EloUM): Mittels hochemp-
findlicher Empfangsgeräte werden
durch geeignete Meßverfahren feindli-
che Funkabstrahlungen erfaßt, aufge-
zeichnet und ausgewertet sowie deren
Quelle ermittelt, um daraus abgeleitet,
geeignete Gegenmaßnahmen einlei-

ten zu können (z. B. Luftwaffenein-
satz, Artillerie-Schlag). Die so gewon-
nenen Informationen können über
Stärke, Position und Pläne des Geg-
ners Aufschluß geben.

Stören (EloGM): Durch das Stören
der Signale des Gegners wird dieser in
seiner Handlungsfähigkeit einge-
schränkt. Stören umfaßt einen weiten
Bereich, der von Falschzieldarstellung
über Geräteausfallsimulation beim
Gegner bis zum Übersteuern dessen
Prozeßdatenverarbeitung reichen
kann. Deshalb gewinnt der elektroni-
sche Kampf entscheidende Bedeutung
in kommenden Kriegs-Szenarien.

Schutz eigener Kommunikation
(EloSM): Das Aufgabenspektrum des
elektronischen Kampfes umfaßt auch
Maßnahmen, feindliche EloKa-Verbän-
de davon abzuhalten, die eigenen
Ausstrahlungen zu erfassen oder zu
stören. 

Nach Auflösung des Fernmeldebe-
reichs 92 hat die Bundeswehr die
Elektronische Kampfführung an nur
noch zwei Standorten konzentriert:

Fernmeldebereich 91 (Flensburg) mit
dem Fernmeldeaufklärungsabschnitt
911 (Stadum in Nordfriesland) wird
EloKaBtl 911. FmBer 93 (Daun in der
Eifel) mit dem FmAufklAbschn 931
wird EloKaBtl 931. Dem FmBer 93 ist
auch das mobile EloKaBtl 932 in Fran-
kenberg/Eder zugeordnet, dessen
Soldaten in Afghanistan die Ziele „auf-
klärten“, die anschließend bombardiert
wurden. Am 7. Juni 2003 sprengte
sich in Kabul, Afghanistan, ein Selbst-
mordattentäter mit einem Taxi neben
zwei Bussen, die Soldaten dieses Ver-
bandes zum Flughafen brachten, in

die Luft. Bei der Explosion, die einen
der Busse völlig zerstörte, starben vier
Soldaten, 29 weitere wurden zum Teil
schwer verletzt. Es war das erste Mal,
dass deutsche Soldaten gezielt Opfer
eines Selbstmordanschlages wurden.
In der militärischen Logik der Afgha-
nen, die sich gegen NATO-Besatzung
wehren, ist die Wahl der Opfer nicht
zufällig. Damit die gegnerische Kriegs-
partei die EloKa nicht mehr so einfach
ausschalten kann, findet die Aufklä-
rung der EloKa jetzt nicht mehr an der
Front in gepanzerten Fahrzeugen,
sondern in Bunkern tief unter der Erde
in Bramstedtlund und in Daun statt.

EloKa Soldaten werden in Fremdspra-
chen ausgebildet, das übernimmt das
Bundessprachenamt (BSprA), eine
Bundesoberbehörde im Organisations-
bereich Personal der Bundeswehr in
Hürth bei Köln, daneben sind Beschäf-
tigte des Bundessprachenamtes bei
ca. 90 zivilen und militärischen Dienst-
stellen der Bundeswehr in Deutsch-
land und im Ausland angesiedelt. In-
nerhalb des Bundessprachenamtes
arbeiten etwa 975 Beschäftigte. 

EloKa-Soldaten haben dort afghani-
sche Sprachen, Pashtu und Dari ge-
lernt und die Bundeswehr ist in Afgha-
nistan im Einsatz. „Wir haben prak-
tisch Oxford-Dari studiert und mussten
dann erst das umgangssprachliche
Dari lernen. Das kann man allerdings
nur im Einsatz.“ wird ein EloKa-Soldat
im Bundeswehrmagazin Y zitiert.
EloKa-Soldaten haben arabisch ge-
lernt und dabei ist die Bundeswehr am
Krieg gegen den Irak, gegen Libyen
und gegen Syrien offiziell doch gar
nicht beteiligt. Mittlerweile wird die Zu-

Krieg beginnt hier!
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T E R M I N E
Mitgliederversammlung  
z Donnerstag, 22. Mai, 19 Uhr
z Donnerstag, 19. Juni, 19 Uhr
z Donnerstag, 17. Juli, 19 Uhr
im Restaurant FEUERSTEIN, 

Norderstraße 98, Flensburg

Flensburger Ostermarsch 2014
Unter dem Motto „Aufstehen für den Frieden - Kriege Stoppen! - Für ein
ziviles und soziales Europa!“ demonstrierten insgesamt 200 Friedens-
bewegte am Ostersonnabend beim Ostermarsch vom Nordertor durch die
Stadt zum Deserteurdenkmal am Platz der Gärtner in der Roten Straße.
Foto: Medienbüro Nord

arbeit für die NATO-Verbündeten im
Irak gar nicht mehr bestritten, EloKa-
Soldaten prahlten stolz, sie hätten
immer gewußt, wo Gaddafi sich aufge-
halten hat und sie seien es gewesen,
die die Koordinaten durchgegeben
hätten, dass das libysche Staatsober-
haupt gezielt festgenommen und er-
mordet werden konnte. Dabei gilt die
gezielte Tötung des feindlichen
Staatsoberhauptes immer noch als
Kriegsverbrechen. Man mag die Prah-
lerei der EloKa-Soldaten für dummes
Geschwätz halten, wie auch deren
Aussage „Libyen ist erledigt und jetzt
machen wir Syrien fertig“, aber auf
Anfrage der Bundestagsabgeordneten
Ulla Jelpke hat die Bundesregierung
bestätigt, dass das Bataillon Elektro-
nische Kampfführung 911 in Bram-
stedtlund Fernmelde- und Elektro-
nische Aufklärung als Teilbereich der
Elektronischen Kampfführung gegen
Syrien betreibt. Die in Bramstedtlund
gewonnenen Erkenntnisse können in
einem Krieg gegen Syrien zur Ziel-
erkennung oder anderweitig militärisch

genutzt werden. Dabei hatten im
Wahlkampf sowohl Frau Merkel als
auch Herr Steinbrück zur besten Sen-
dezeit in ihrer Fernsehshow überein-
stimmend gesagt, Deutschland werde
sich nicht an einem Krieg gegen Sy-
rien beteiligen. Wenigstens da legten
sich beide Politiker fest: Keine weitere
Eskalation des Bürgerkrieges in Sy-
rien durch Bundeswehrbeteiligung!
Aber mit der „Aufklärung“ und Zieler-
kennung durch EloKA Soldaten ist
Deutschland Kriegspartei und Merkel
und Steinbrück waren beide schon vor
der Wahl als Lügner enttarnt. Der
Bundeswehr-Lauschangriff auf Syrien
torpediert die Chancen einer Friedens-
lösung für Syrien", erklärte Ulla Jelpke
zur Antwort der Bundesregierung auf
ihre Anfrage. Und jetzt lernen EloKa-
Soldaten in Hürth Kisuaheli! Da kann
man nur raten: Welcher ostafrikani-
sche Staat wird Opfer der nächsten
NATO-Aggression?
Krieg beginnt auch hier in Nord-
friesland und endet erst, wenn wir
die Bundeswehr abschaffen! 

Während die immer noch in Deutsch-
land (Büchel) stationierten Atomwaf-
fen, die Landminen und Splitterbom-
ben, Chemiewaffen und Uranmunition
doch die friedenspolitisch interessierte
Öffentlichkeit bewegen, die neue Run-
de der Aufrüstung mit Kampfdrohnen
so langsam ins Bewußtsein dringt, ist
die unsichtbare Kriegführung der Elo-
Ka bislang buchstäblich im Verborge-
nen geblieben. EloKa und Drohnen
geben im Kombi-Pack einen besonde-
ren Sinn: EloKa -„Aufklärung“ heißt
Aufspüren und Auswahl des Mordop-
fers, Drohnen übernehmen dann die
vollautomatische Exekution des Mord-
befehles. Das „elektromagnetische
Spektrum als Gefechtsfeld“ sieht nicht
blutdurchtränkt eklig aus, ist aber für
hochtechnisierte Kriegführung aus
dem sicheren Bunker heraus nötig. Die
Bundeswehr macht sich damit schuldig
an Mordtaten in aller Welt. Um weitere
zu verhindern, muss die Bundeswehr
abgeschafft werden.

DFG-VK Flensburg


